Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache Vl/3651 


Sachgebiet 212 


Große Anfrage 

der Abgeordneten Rollmann, Dr. Götz, Dr. Jungmann, 
Frau Stommel, Frau Griesinger, Burger, Dr. Altham- 
mer, Dr. Fuchs und Genossen und der Fraktion der 

CDU/CSU 


betr. Rauschmittel- und Drogenmißbrauch 


Unter Bezugnahme auf das Aktionsprogramm der Bundes- 
regierung zur Bekämpfung des Drogen- und Rauschmittelmiß- 
brauches vom 12. November 1970 und den Maßnahmenkatalog 
der Opposition zur Bekämpfung der Rauschgift- und Drogen- 
gefahr vom September 1971 sowie die Kleinen Anfragen der 
Opposition (Drucksachen VI/2201, VI/2549) und die Antworten 
der Bundesregierung (Drucksachen VI/2474, VI/3000) fragen 
wir die Bundesregierung: 

1. Inwieweit hat die Verwirklichung des Aktionsprogrammes 
der Bundesregierung zu einem Rückgang oder wenigstens 
zu einem Stillstand des Rauschmittel- und Drogenmiß- 
brauchs in der Bundesrepublik Deutschland geführt? 

2. Welche neuen Erkentnisse liegen der Bundesregierung 
über den Rauschmittel- und Drogenmißbrauch in der Bun- 
desrepublik Deutschland vor? Wie hat sich die Rausch- 
mittel- und Drogenkriminalität in den letzten Jahren ent- 
wickelt? Welche Häufigkeitsziffern ergeben sich? Welche 
Alters- und Berufsgruppen sind besonders betroffen? Wie 
hoch war die Beteiligung von Ausländern? Wie hoch war 
die Aufklärungsquote? Welche Mengen von Rauschmitteln 
und Drogen wurden sichergestellt? 

3. Kann die Bundesregierung schon Angaben darüber machen, 
wie sich die Novellierung des Opiumgesetzes, das Betäu- 
bungsmittelgesetz vom 22. Dezember 1971, auf die Rausch- 
mittel- und Drogenkriminalität ausgewirkt hat? 

4. Wie hat sich in den letzten Jahren die durch den Rausch- 
mittel- und Drogenmißbrauch motivierte Zahl der Apothe- 
keneinbrüche entwickelt? Wie hat sich die Änderung der 
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Apothekenordnung vom Jahre 1970 mit der Verschärfung 
der Sicherheitsvorschriften für die Lagerung von Betäu- 
bungsmitteln in Apotheken auf die Zahl der Apotheken- 
einbrüche ausgewirkt? 

5. Aus Vv^elchem Grunde ist die bereits im Aktionsprogramm 
der Bundesregierung angekündigte Änderungsverordnung 
zur Betäubungsmittelverschreibungsverordnung, wonach 
Betäubungsmittel nur noch auf Sonderrezepten verschrie- 
ben werden dürfen, immer noch nicht ergangen? 

6. Mit welchem Ergebnis ist die Bundesregierung dem Er- 
suchen des Deutschen Bundestages vom 15. Oktober 1971 
nachgekommen „zu prüfen, ob künftig bei Verurteilung 
wegen schwerer Rauschgiftstraftaten der Entzug des Reise- 
passes sowie die Beschränkung des Personalausweises auf 
eine Verwendung im Inland als Sicherungsmaßnahme 
rechtlich möglich und zweckmäßig wären"? 

7. Inwieweit sind die Innenminister der Länder der Bitte der 
Bundesregierung nachgekommen „sicherzustellen, daß 
Ausländer, die als Rauschgifthändler in Erscheinung tre- 
ten, aus der Bundesrepublik Deutschland nach Verbüßung 
der Strafe abgeschoben werden" (Drucksache VI/2474)? 

8. Ist die Bundesrepublik Deutschland für Rauschgifthändler 
nicht immer noch ein Dorado, wenn man die Strafandro- 
hungen auch nach dem schon verschärften Opiumgesetz 
(Betäubungsmittelgesetz) in der Bundesrepublik Deutsch- 
land mit den Strafandrohungen in einigen anderen aus- 
ländischen Staaten vergleicht? 

9. Da die Bundesregierung im Januar 1972 noch „keine ge- 
nauen Angaben" (Drucksache VI/3000) machen konnte, 
welche Mittel Länder und Gemeinden im Haushaltsjahr 
1972 für die Bekämpfung des Rauschmittel- und Drogen- 
mißbrauches zur Verfügung stehen, können darüber jetzt 
genaue Angaben gemacht werden? 

10. Da die Bundesregierung im Januar 1972 noch keine kon- 
kreten Angaben machen konnte (Drucksache VI/3000), 
welche Maßnahmen Länder und Gemeinden mit den Haus- 
haltsmitteln 1972 voraussichtlich vollenden oder in An- 
griff nehmen können, können darüber jetzt konkrete An- 
gaben gemacht werden? 

11. Ist die Bundesregierung nicht der Meinung, daß genaue 
Daten über alle Fragen, die mit dem Rauschmittel- und 
Drogenmißbrauch Zusammenhängen, eine wichtige Voraus- 
setzung für die wirksame Bekämpfung des Rauschmittel- 
und Drogenmißbrauches sind? 

12. Mit welchen Ergebnissen hat sich die Konferenz der 
Jugendminister der Länder mit den Problemen des Rausch- 
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mittel- und Drogenmißbrauches und der Verwirklichung 
des Aktionsprogrammes der Bundesregierung befaßt? 

13. Mit welchen Ergebnissen hat sich die Konferenz der Innen- 
minister der Länder mit den Problemen des Rauschmittel- 
und Drogenmißbrauches und der Verwirklichung des 
Aktionsprogrammes der Bundesregierung befaßt? Wie weit 
ist ihr am 17. /18. Juni 1971 verabschiedetes Arbeitspro- 
gramm für die weitere Intensivierung der Bekämpfung des 
Drogen- und Rauschmittelmißbrauches verwirklicht wor- 
den? Wie weit haben die Innenminister der Länder die am 
18. Juni 1971 vom Bundesminister des Innern vorgelegten 
und am 17. Dezember 1971 beschlossenen Verbesserungs- 
vorschläge für die kriminalpolizeiliche Ermittlungstätigkeit 
verwirklicht? 

14. Funktioniert das inzwischen offensichtlich (Drucksache 
VI/2474) eingerichtete überwachungs- und Meldesystem 
zwischen dem Bundeskriminalamt, der Kriminalpolizei der 
Länder, dem Bundesgrenzschutz und dem Zoll zufrieden- 
stellend? 

15. Mit welchen Ergebnissen hat sich die Konferenz der Ge- 
sundheitsminister der Länder mit den Problemen des 
Rauschmittel- und Drogenmißbrauches und der Verwirk- 
lichung des Aktionsprogramms der Bundesregierung be- 
faßt? Wie weit ist ihr am 24. April 1971 gefaßter Beschluß 
verwirklicht worden, „eine zentrale Informations- und 
Dokumentationsstelle zu schaffen, die die in allen Ländern 
gewonnenen Erfahrungen und Erkenntnisse sammelt, aus- 
wertet und für die praktische Arbeit nutzbar macht" (Druck- 
sache VI/2474)? 

16. Da die für 1971 vorgesehenen Gespräche mit den kommu- 
nalen Spitzenverbänden und den Spitzenverbänden der 
freien Wohlfahrtspflege über die Verwirklichung des Ak- 
tionsprogramms „zunächst zurückgestellt wurden" (Druck- 
sache VI/2474), haben und mit welchen Ergebnissen diese 
Gespräche inzwischen stattgefunden? 

17. Mit welchem Ergebnis hat die Bundesregierung geprüft, 
„welche weiteren gesetzlichen Regelungen für die Durch- 
führung vorbeugender und therapeutischer Hilfen ange- 
zeigt, möglich und erforderlich sind" (Drucksache VI/2474)? 

18. Mit welchem Ergebnis hat der Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit inzwischen geprüft, „welche orga- 
nisatorischen, personellen und methodischen Vorausset- 
zungen gegeben sein müssen, um Modelle für stationäre, 
geschlossene, halboffene und offene Behandlungseinrich- 
tungen zu fördern" (Drucksache VI/2474)? Inwieweit sind 
inzwischen „Empfehlungen für die Gründung, Gestaltung 
und Arbeitsweise solcher Einrichtungen und die Entwick- 
lung immer besserer bzw. die Effektivitätssteigerung be- 
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kannte! Behandlungsmethoden für Drogensüchtige und 
-gefährdete" (Drucksache VI/2474) erarbeitet und bekannt- 
gemacht worden? 

19. Welche Konsequenzen haben Bund, Länder und Gemein- 
den sowie die freien Wohlfahrtsverbände aus der Einsicht 
des Aktionsprogrammes gezogen, „Beratungs- und Behand- 
lungseinrichtungen für Gefährdete und Süchtige mit quali- 
fizierten haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeitern zu schaf- 
fen"? Wie viele derartige Beratungs- und Behandlungs- 
einrichtungen sind seit der Verkündung des Aktionspro- 
grammes geschaffen worden? Wie viele sind heute vor- 
handen? Wie groß ist die Kapazität dieser Einrichtungen? 
Wie hoch veranschlagt die Bundesregierung den weiteren 
Bedarf an Einrichtungen dieser Art? Welche konkreten 
Pläne sind für die Schaffung neuer Einrichtungen vorhan- 
den? Wie viele qualifzierte haupt- und ehrenamtliche Mit- 
arbeiter sind ausgebildet worden und stehen heute zur 
Verfügung? Wie hoch veranschlagt die Bundesregierung 
den Bedarf an weiteren Mitarbeitern? Welche konkreten 
Pläne sind für die Ausbildung dieser Mitarbeiter vor- 
handen? 

20. Welche Konsequenzen haben Bund, Länder und Gemeinden 
sowie die freien Wohlfahrtsverbände aus der Einsicht des 
Aktionsprogramms gezogen, daß „die Zahl der Drogen- 
süchtigen, die klinischer Behandlung bedürfen, sprunghaft 
angestiegen ist" und daß „der Mangel an eigenen Einrich- 
tungen und Sonderabteilungen für diese Gruppe besorgnis- 
erregend ist"? Wie viele Plätze in Kliniken und Sonder- 
abteilungen stehen allgemein und insbesondere im Straf- 
vollzug für Drogenabhängige und -gefährdete zur Ver- 
fügung? Wie viele Plätze sind seit der Verkündung des 
Aktionsprogramms geschaffen worden? Wie hoch veran- 
schlagt die Bundesregierung den weiteren Bedarf an Plät- 
zen? Welche konkreten Pläne sind für die Schaffung neuer 
Plätze vorhanden? 

In welchem Umfang werden Zwischenlösungen (z. B. Um- 
bau von Stationen in vorhandenen Kliniken) zur sofortigen 
Milderung des Bettenmangels für die stationäre Behand- 
lung geschaffen? 

21. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Zahl der Rausch- 
gift- und Drogenabhängigen und -gefährdeten? Wie viele 
Rauschgift- und Drogentote hat es in den letzten Jahren 
gegeben? Wie viele Rauschgift- und Drogenabhängige und 
-gefährdete sind bereits arbeitsunfähig? Welche Summen 
an Renten und Sozialhilfe müssen 1972 für diesen Perso- 
nenkreis aufgebracht werden? 

22. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die Kooperation 
zwischen den verschiedenen Behörden des Bundes, der 
Länder und der Gemeinden sowie den freien Wohlfahrts- 
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verbänden zur Bekämpfung des Rauschmittel- und Drogen- 
mißbrauches ausreicht? Sollte nicht ein mit umfangreichen 
Kompetenzen ausgestatteter Regierungsbeauftragter zur 
Bekämpfung des Rauschmittel- und Drogenmißbrauches be- 
rufen werden? 


Bonn, den 11. Juli 1972 


Rollmann 
Dr. Götz 
Dr. Jungmann 
Frau Stommel 
Frau Griesinger 
Burger 

Dr. Althammer 
Dr. Fuchs 
Baier 
Dr. Böhme 
Geisenhofer 
Dr. Hammans 
Frau Jacobi (Marl) 

Frau Kalinke 
Köster 
Dr. Kraske 
Dr. Lenz (Bergstraße) 

Müller (Berlin) 

Müller (Remscheid) 

Pohlmann 
Dr. Rinsche 
Ruf 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
Schlichting-von Rönn 
Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Frau Schroeder (Detmold) 
Varelmann 
Wawrzik 
Winkelheide 
Ziegler 
Zink 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Aus einem „besorgniserregenden Vordringen von Drogen und 
Rauschmitteln in der Bundesrepublik Deutschland'' (Aktions- 
programm der Bundesregierung zur Bekämpfung des Drogen- 
und Rauschmittelmißbrauchs) ist inzwischen eine Rauschgift- 
und Drogenepidemie geworden, die die Gesundheit und das 
Leben von Zehntausenden insbesondere junger Menschen be- 
droht und für unser ganzes Land ein schweres Problem ist. 

Die Zahl der bekanntgewordenen Rauschgiftdelikte stieg von 
ca. 1100 im Jahre 1966 über ca. 4800 im Jahre 1969 auf mehr 
als 16 000 im Jahre 1970 und 25 257 im Jahre 1971. Der Anteil 
der jugendlichen Täter zwischen 14 und 21 Jahren stieg von 
8,6^0 im Jahre 1960 auf 67 Vo im Jahre 1970. Die Zahl der 
Apothekeneinbrüche stieg von 31 im Jahre 1968 auf 820 im 
Jahre 1970 und 1915 im Jahre 1971. 

Nach verschiedenen Untersuchungen haben etwa 30 Vo aller 
jungen Menschen im Alter von 15 bis 25 Jahren bereits Drogen- 
erfahrung. 90 ^/o von ihnen haben „nur" einmal oder mehrere 
Male „probiert". 10 Vo sind Dauerkonsumenten. Diese Dauer- 
konsumenten machen einen Kreis von 250 000 Personen - das 
sind 3^0 aller jungen Menschen im Alter von 15 bis 25 Jahren 
- aus. Von diesen Dauerkonsumenten sind wiederum 2 bis 5 ^/o 
= 5000 bis 12 000 Menschen = 0,15 Vo der ganzen Altersgruppe 
der 15- bis 25jährigen der Rauschgift- und Drogensucht ver- 
fallen. Sie bedürfen einer eingehenden und kostspieligen thera- 
peutischen Behandlung, wenn sie je überhaupt wieder gesun- 
den oder nur am Leben bleiben sollen. Nach schwedischen Be- 
rechnungen verursacht jeder rauschgift- und drogenabhängige 
Jugendliche Unkosten von mehr als 1 Mio DM. Die Zahl der 
„Jungrentner" unter 30 Jahren, die infolge Rauschmittel- und 
Drogensucht arbeitsunfähig geworden sind, wird bereits auf 
mehr als 60 000 geschätzt. 

Die Rauschgift- und Drogenepidemie dehnt sich mehr und mehr 
auf die jüngeren Jahrgänge der 12- bis 13jährigen, das weib- 
liche Geschlecht, die Berufsschüler und Lehrlinge sowie auf die 
junge Generation in den kleinen Städten und auf dem Lande 
aus. Gleichzeitig ist ein „Umsteigen" von „weicheren" Drogen 
auf „härtere Stoffe" („Heroin hält, was Hasch verspricht") fest- 
zustellen. 

Die Bundesregierung hat 1970 ein Aktionsprogramm zur Be- 
kämpfung des Drogen- und Rauschmittelmißbrauchs verkündet, 
das bis heute allerdings mehr Programm geblieben als Aktion 
geworden ist. Den Drogen- und Rauschmittelmißbrauch hat es 
auf jeden Fall nicht eingedämmt. Das liegt einmal an der Un- 
zulänglichkeit des Programms, zum anderen an der Unzuläng- 
lichkeit seiner Verwirklichung. Die Zuständigkeiten für die 
Bekämpfung des Drogen- und Rauschmittelmißbrauchs sind 
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nicht nur zwischen Bund, Ländern und Gemeinden zersplittert, 
sondern auf diesen drei Ebenen sind auch noch verschiedene 
Behörden kompetent. Während die Aufklärung der Bevölke- 
rung und der jungen Generation gewisse Fortschritte gemacht 
hat, ist es um die Beratung der Drogengefährdeten und die Be- 
handlung der Drogenabhängigen schlecht bestellt. Es fehlt nach 
wie vor an einer zwischen Bund, Ländern und Gemeinden so- 
wie den Verbänden der freien Wohlfahrtspflege abgestimmten 
Feststellung des Bedarfs an Einrichtungen der Beratung und 
Behandlung für Drogengefährdete und -abhängige. Es mangelt 
an einer finanziell abgesicherten Konzeption für die Erstellung 
derartiger Einrichtungen. Das gleiche gilt für die Ausbildung 
von qualifizierten haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeitern. 

Die Bundesregierung erwägt und prüft, bildet Ausschüsse und 
Kommissionen auch dann und dort noch, wo längst Taten, eben 
„Aktionen", notwendig sind. 

Mit dieser Großen Anfrage wird die Bundesregierung detailliert 
um Auskunft über Maßnahmen zur Bekämpfung des Drogen- 
und Rauschmittelmißbrauchs ersucht, die notwendig sind, die 
sie zum Teil selbst angekündigt hat. 
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